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Reform der gesetzlichen Krankenversicherung: 

Stabilisierung ohne Finanzierungsgerechtigkeit

Das geplante Gesetz zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) zählt zu 

den derzeit weitreichendsten gesundheitspolitischen Reformvorhaben. Ziel ist es, die finanzielle Stabilität der GKV 

nachhaltig zu verbessern. Gleichzeitig werden jedoch Teile der finanziellen Last auf Versicherte und Beitragszah-

lende verlagert, während versicherungsfremde Leistungen weiterhin nicht vollständig aus Steuermitteln finanziert 

werden. Die komba gewerkschaft sieht diese Entwicklung kritisch: Finanzielle Stabilität darf nicht zulasten der So-

lidargemeinschaft der Versicherten erreicht werden. 

Die gesetzliche Krankenversicherung steht vor er-

heblichen finanziellen Herausforderungen. Stei-

gende Ausgaben, demografischer Wandel, medizi-

nischer Fortschritt und wachsende Versorgungs-be-

darfe setzen das System unter Druck. Die komba 

gewerkschaft erkennt den Reformbedarf ausdrück-

lich an. Zugleich darf eine Reform jedoch nicht ein-

seitig zulasten der Versicherten, Beschäftigten, Ar-

beitgebenden oder Patient*innen erfolgen. Bei-

tragsstabilität, Versorgungssicherheit und soziale 

Gerechtigkeit müssen gemeinsam gedacht werden. 

Die komba gewerkschaft fordert daher eine Reform, 

die Beitragssätze stabilisiert, Versorgung schützt, 

Beschäftigte nicht zusätzlich belastet und versiche-

rungsfremde Leistungen konsequent aus Steuer-

mitteln finanziert. 

Die GKV braucht Stabilität, keine verdeckte 

Lastverschiebung 

Die Finanzlage der GKV verschärft sich deutlich. 

Ohne Reformen drohen erhebliche Finanzierungs-

lücken und steigende Zusatzbeiträge. Eine Reform 

ist notwendig, darf aber nicht allein über höhere 

Beiträge, Leistungskürzungen, steigende 

Zuzahlungen oder zusätzlichen Druck auf Beschäf-

tigte erfolgen. 

Ein zentrales Problem ist, dass der GKV Aufgaben 

übertragen werden, die nicht originär beitrags-fi-

nanziert sein sollten. Gesamtgesellschaftliche Auf-

gaben müssen vollständig und dynamisch aus 

Steuermitteln finanziert werden. Andernfalls wer-

den Beitragszahlende faktisch zur Finanzierung all-

gemeiner Staatsaufgaben herangezogen. Das be-

lastet Beschäftigte und Arbeitgebende zusätzlich. 

Versicherungsfremde Leistungen klar definie-

ren und transparent ausweisen 

Versicherungsfremde Leistungen sind Aufgaben, 

die über die GKV abgewickelt werden, aber ihrem 

Charakter nach nicht allein durch Beiträge finan-

ziert werden sollten. Dazu zählen insbesondere: 

• nicht ausreichend gegenfinanzierte Beiträge für 

bestimmte Transferleistungs-beziehende, 

• familien- oder sozialpolitische Leistungen, 

• staatlich veranlasste Übergangs- und Integrati-

onsaufgaben, 
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• Leistungen aus sozialstaatlichen Gründen ohne 

ausreichenden Beitragsbezug, 

• pauschale Bundeszahlungen, die hinter den 

tatsächlichen Kosten zurückbleiben. 

Besonders deutlich zeigt sich dies bei der gesund-

heitlichen Versorgung von Bürgergeld-beziehen-

den. Diese Versorgung ist notwendig, muss aber 

sachgerecht aus Steuermitteln finanziert werden. 

Es geht nicht darum, Leistungen zu verweigern, 

sondern darum, die Finanzierung fair zuzuordnen. 

Beteiligung aller, die Steuern zahlen 

Eine stärkere Steuerfinanzierung versicherungs-

fremder Leistungen ist kein Angriff auf einzelne Ver-

sicherungssysteme. Sie bedeutet, dass gesamt-ge-

sellschaftliche Aufgaben auch von der gesamten 

steuerzahlenden Bevölkerung getragen werden 

müssen. Steuern knüpfen breiter an wirtschaftliche 

Leistungsfähigkeit an als Sozialversicherungs-bei-

träge. Deshalb ist Steuerfinanzierung für solche 

Aufgaben gerechter und transparenter. 

Die komba gewerkschaft fordert eine klare System-

logik: 

• Gesundheitsrisiken der Versicherten werden so-

lidarisch über die GKV finanziert. 

• Gesamtgesellschaftliche Aufgaben werden aus 

Steuermitteln finanziert. 

• Staatlich verursachte Finanzierungsdefizite 

dürfen nicht verdeckt über Zusatzbeiträge aus-

geglichen werden. 

Diese Trennung stärkt die Akzeptanz der GKV und 

schafft Vertrauen. 

Bundeszuschuss muss neu geordnet und dy-

namisiert werden 

Der Bundeszuschuss zur GKV ist grundsätzlich rich-

tig, reicht aber in seiner bisherigen Form nicht aus. 

Er muss sachgerecht berechnet, transparent be-

gründet und an die tatsächliche Kostenentwicklung 

angepasst werden. Andernfalls landen steigende 

Kosten erneut bei den Beitrags-zahlenden. 

Die komba gewerkschaft fordert daher: 

1. Der Bundeszuschuss braucht eine nachvoll-

ziehbare Berechnungsgrundlage. 

2. Der Bundeszuschuss muss dynamisiert wer-

den. 

3. Die Beiträge für Bürgergeldbeziehende 

müssen kostendeckend finanziert werden. 

4. Es braucht eine regelmäßige Berichtspflicht 

gegenüber Bundestag, Bundesrat und Öf-

fentlichkeit. 

Beitragsstabilität darf nicht durch Leistungs-

kürzungen erkauft werden 

Die komba gewerkschaft lehnt eine Reform ab, die 

Beitragsstabilität vor allem durch Leistungs-kür-

zungen, höhere Eigenanteile oder pauschale Be-

grenzungen medizinischer Leistungen erreichen 

will. Medizinisch notwendige Versorgung muss ver-

lässlich bleiben. Besonders geschützt werden müs-

sen ältere Menschen, chronisch Kranke, Menschen 

mit Behinderung, Familien mit niedrigen und mitt-

leren Einkommen sowie Beschäftigte mit gesund-

heitlich belastenden Tätigkeiten. 

Höhere Zuzahlungen treffen vor allem Menschen, 

die regelmäßig medizinische Leistungen benötigen. 

Sie dürfen daher allenfalls nachrangig und nur mit 

sozialer Abfederung diskutiert werden. 
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Effizienz ja – aber nicht zulasten der Beschäf-

tigten 

Die komba gewerkschaft unterstützt mehr Wirt-

schaftlichkeit, Evidenz und Effizienz im Gesund-

heitswesen. Leistungen ohne nachgewiesenen Nut-

zen, Überversorgung, Fehlanreize, Doppelstruktu-

ren und unnötige Bürokratie müssen kritisch ge-

prüft werden. 

Effizienz darf aber nicht mit Personalabbau oder Ar-

beitsverdichtung verwechselt werden. Beschäftigte 

in Krankenkassen, Krankenhäusern, Praxen, Pflege-

einrichtungen und Sozialverwaltungen dürfen nicht 

zusätzlich belastet werden. Reformen müssen pra-

xistauglich sein. Digitalisierung, Prüfverfahren und 

neue Nachweispflichten dürfen nicht zu mehr Büro-

kratie führen. 

Grundlohnrate und Tarifrefinanzierung diffe-

renziert bewerten 

Kostenbegrenzungen an der Grundlohnrate können 

aus Sicht der Beitragssatzstabilität nachvollziehbar 

erscheinen. Sie dürfen aber nicht schematisch an-

gewendet werden. Gerade in Pflege, Therapie, Ret-

tungsdienst, Krankenhausversorgung und medizi-

nischer Assistenz entstehen Kosten durch notwen-

dige Personalgewinnung, Tarifentwicklung und 

Fachkräftesicherung. Tarifsteigerungen sind kein 

Einsparpotenzial, sondern Voraussetzung für gute 

Arbeit und stabile Versorgung. Beitragssatz-stabili-

tät darf nicht dadurch erreicht werden, dass Be-

schäftigte die Finanzierungslücken des Systems 

auffangen müssen. 

Teil-Krankengeld und Teil-Arbeitsunfähigkeit 

nur mit klaren Schutzmechanismen 

Teil-Krankengeld oder Teil-Arbeitsunfähigkeit kön-

nen im Einzelfall eine schrittweise Rückkehr in Ar-

beit erleichtern. Sie bergen aber Risiken. 

Teil-Arbeitsfähigkeit darf nicht dazu führen, dass 

kranke Beschäftigte unter Druck gesetzt werden. 

Krankheit braucht Schutz, Genesung und finanzi-

elle Sicherheit. 

Erforderlich sind daher klare Schutzmechanismen: 

• Die Entscheidung muss medizinisch begründet 

sein. 

• Beschäftigte dürfen nicht unter Druck geraten. 

• Die finanzielle Absicherung darf nicht ver-

schlechtert werden. 

• Personalvertretungen und Schwerbehinderten-

vertretungen müssen einbezogen werden. 

• Die Regelungen müssen einfach, transparent 

und rechtssicher sein. 

Ohne solche Schutzmechanismen lehnt die komba 

gewerkschaft entsprechende Reformen entschie-

den ab. 

Familienversicherung und Mitversicherungs-

beiträge sozial ausgewogen betrachten 

Die beitragsfreie Familienversicherung ist ein wich-

tiger Bestandteil des sozialen Charakters der GKV. 

Reformen in diesem Bereich müssen sensibel ge-

prüft werden. Sie dürfen Familien, Teilzeit-beschäf-

tigte und Menschen mit Sorgearbeit nicht pauschal 

zusätzlich belasten. Eine stärkere Individualisie-

rung von Beiträgen kann zwar Einnahmen erhöhen, 

aber zugleich soziale Schieflagen verursachen. 
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Reformen der Familienversicherung müssen daher 

sozial-, familien- und gleichstellungspolitisch be-

wertet werden. 

Prävention stärken statt schwächen 

Eine nachhaltige GKV-Reform muss Prävention 

stärken. Gesundheitsförderung, Früherkennung, 

Impfungen, betriebliche Prävention und Gesund-

heitsbildung können Krankheiten vermeiden und 

Kosten langfristig senken. 

Prävention ist aber auch nicht allein Aufgabe der 

GKV. Auch Bund, Länder, Kommunen, Arbeitge-

bende und Sozialversicherungsträger tragen Ver-

antwortung. Wo Prävention gesamt-gesellschaft-

lich wirkt, muss sie auch gesamt-gesellschaftlich fi-

nanziert werden. Lenkungs-steuern auf gesund-

heitsschädliche Produkte können ergänzen, erset-

zen aber keine faire GKV-Finanzierung. 

Blick auf Beschäftigte schärfen 

Viele Mitglieder der komba gewerkschaft sichern 

täglich öffentliche Daseinsvorsorge, etwa in Verwal-

tungen, Gesundheitsämtern, Jugendämtern, Kitas, 

Rettungsdiensten, Feuerwehren, Jobcentern und 

Ordnungsdiensten. Steigende Sozialversicherungs-

beiträge treffen diese Beschäftigten direkt. Sie sen-

ken Nettoeinkommen und erhöhen zugleich die 

Kosten öffentlicher Arbeitgeber. Eine GKV-Reform 

ist deshalb nicht nur Gesundheits-, sondern auch 

Arbeitsmarkt-, Tarif-, Kommunal- und Finanzpolitik. 

Es bedarf einer Reform, die Beitragszahlende ent-

lastet, Versorgung schützt und Beschäftigte nicht 

zusätzlich belastet. 

Fazit 

Die komba gewerkschaft steht für eine starke, soli-

darische und bezahlbare gesetzliche Kranken-versi-

cherung. Der Reformbedarf wird anerkannt. Abge-

lehnt wird jedoch eine Reform, die Finanzierungs-

probleme vorrangig durch höhere Beiträge, Zuzah-

lungen, Leistungseinschränkungen oder zusätzli-

chen Druck auf Beschäftigte löst. Die GKV-Reform 

darf kein reines Sparpaket sein. Sie muss die Finan-

zierungsgrundlagen der gesetzlichen Krankenversi-

cherung ordnen. 

Gesamtgesellschaftliche Aufgaben, die politisch 

über die GKV organisiert werden, müssen voll-stän-

dig, verlässlich und dynamisch aus Steuermitteln fi-

nanziert werden. Erst wenn klar ist, welche Aufga-

ben zur beitragsfinanzierten Kranken-versicherung 

gehören und welche aus Steuern zu finanzieren 

sind, können weitere Strukturreformen seriös dis-

kutiert werden. 

Für die komba gewerkschaft gilt: 

• Beitragsstabilität braucht faire Finanzierung. 

• Faire Finanzierung braucht Transparenz. 

• Transparenz braucht eine klare Trennung von 

Versicherungsaufgaben und Staatsaufgaben. 

• Staatsaufgaben gehören in den Steuerhaushalt. 

• Gesundheitsversorgung darf nicht durch ver-

deckte Lastverschiebung finanziert werden. 


